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1. Instanz

Aktenzeichen S 6 AS 2233/15
Datum 09.07.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 1298/18
Datum 04.06.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln vom
09.07.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB
II fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2015 bis zum 30.06.2015 und wendet sich gegen eine
Verpflichtung zur Erstattung von fÃ¼r diesen Zeitraum vorlÃ¤ufig bewilligten
Leistungen. Der 1967 geborene KlÃ¤ger bezieht seit 2006 vom Beklagten
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Der KlÃ¤ger war seit 2011
Vertretungsberechtigter der Fa. I N Award UG. Gegenstand des Unternehmens
waren die Planung, Organisation und Koordination des "I N Award". Im Rahmen
dieser Veranstaltung wurden einmal jÃ¤hrlich Auszeichnungen fÃ¼r Erzeugnisse
und Dienstleistungen der Gesundheitsbranche verliehen. Die Bewerber entrichteten
eine TeilnahmegebÃ¼hr, aus der die Veranstaltung finanziert wurde und hatten die
MÃ¶glichkeit, ihre Produkte im Rahmen einer sogenannten "Award Night" zu
prÃ¤sentieren. Mit Beschluss vom 21.08.2013 erÃ¶ffnete das Amtsgericht C wegen
ZahlungsunfÃ¤higkeit und Ã�berschuldung das Insolvenzverfahren Ã¼ber die I N
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Award UG. Bereits am 23.05.2013 hatte der KlÃ¤ger die I N Award Ltd. im "Registrar
of Companies for England and Wales" eintragen lassen. 2014 wurde die Gesellschaft
auch in C im Handelsregister eingetragen. Der KlÃ¤ger war "Director" der
Gesellschaft im Sinne der "Bestimmungen zur GesellschaftsgrÃ¼ndung vom
23.05.2013." Der Jahresabschluss der Gesellschaft fÃ¼r 2013 weist einen nicht
durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag iHv 5857,91 EUR aus. Der KlÃ¤ger gab die
GrÃ¼ndung beim Beklagten an und dieser unterstÃ¼tzte die Aufnahme der
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit mit einem Darlehen gemÃ¤Ã� Â§ 16 c SGB II. U.a. im
Wintersemester 2014 und im Sommersemester 2015 war der KlÃ¤ger jeweils mit
dem Abschlussziel "Bachelor of Arts" in den FÃ¤chern English Studies sowie
Germanistik/Literaturwissenschaften als Student an der UniversitÃ¤t C
eingeschrieben. Der KlÃ¤ger beantragte am 25.11.2014 mit einem Formular
"Hauptantrag" beim Beklagten Leistungen. Die vorformulierte Angabe "Ich bin
Studentin bzw. Student" beantwortete er mit "Ja". Am 09.12.2014 reichte er eine
"Anlage EKS" fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2015 bis zum 30.06.2015 ein. Er gab
Betriebseinnahmen iHv insgesamt 50754 EUR und Betriebsausgaben iHv insgesamt
47220 EUR an. FÃ¼r Bewirtungskosten setzte der KlÃ¤ger einen Betrag von
insgesamt 1700 EUR an. Der Gewinn belief sich gemÃ¤Ã� der Anlage EKS auf 3534
EUR.

Mit Bescheid vom 29.12.2014 bewilligte der Beklagte dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit
vom 01.01.2015 bis 30.06.2015 vorlÃ¤ufig Leistungen in Form der Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung iHv 379 EUR monatlich. Am 12.01.2015 erhob der KlÃ¤ger
Widerspruch gegen diesen Bescheid. Er trug u.a. vor, die KÃ¼rzung der
Bewirtungskosten um 50 Prozent sei nicht zulÃ¤ssig. Die HaupttÃ¤tigkeit bestehe in
der Akquise von Sponsoren und das Unternehmen unterhalte keine eigenen
GeschÃ¤ftsrÃ¤ume. Selbst bei einer BeschrÃ¤nkung der Kosten in Anlehnung an
das EStG seien nur 30 Prozent nicht anzuerkennen. Bei vollstÃ¤ndiger
BerÃ¼cksichtigung der Bewirtungskosten verbleibe ein Gewinn iHv 120 EUR. Da
fÃ¼r Januar 2015 bis MÃ¤rz 2015 gar kein Gewinn zu erwarten sei, verbiete sich die
Verteilung des Gewinns gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 4 Alg II-V.

Mit Widerspruchsbescheid vom 21.05.2015 wies der Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Die Bewirtungskosten iHv 1700 EUR kÃ¶nnten nur zu 50 Prozent in Ansatz
gebracht werden, weil sie nicht angemessen seien. Die Bewirtung von Personen aus
geschÃ¤ftlichem Anlass entspreche nicht den LebensumstÃ¤nden eines
Leistungsbeziehers. Es sei bereits an den grundsÃ¤tzlichen Voraussetzungen fÃ¼r
die AnerkennungsfÃ¤higkeit der Ausgaben zu zweifeln, denn die Nachweise
entsprÃ¤chen nicht den steuerrechtlichen Vorgaben. Warum fÃ¼r Januar 2015 bis
MÃ¤rz 2015 kein Gewinn anfalle, sei nicht verstÃ¤ndlich. Â§ 3 Abs. 4 Satz 1 Alg-II-V
finde Anwendung. Der Widerspruchsbescheid ging dem damaligen
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten am 26.05.2015 zu.

Am 26.06.2015 hat der KlÃ¤ger beim Sozialgericht KÃ¶ln Klage gegen den Bescheid
vom 29.12.2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21.05.2015
erhoben und beantragt, den Beklagten zur Zahlung weiterer 3120 EUR fÃ¼r die Zeit
vom 01.01.2015 bis zum 30.06.2015 zu verurteilen. Er hat Berechnungen sowie
Unterlagen fÃ¼r das erste Quartal 2015 vorgelegt, wonach er ein Minus von
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2648,52 EUR erwirtschaftet habe. Im April 2016 hat der KlÃ¤ger die
betriebswirtschaftliche Auswertung sowie Belege fÃ¼r Januar 2015 bis MÃ¤rz 2015
vorgelegt.

Mit Bescheid vom 27.12.2016 hat der Beklagte den Antrag des KlÃ¤gers fÃ¼r die
Zeit vom 01.01.2015 bis zum 30.06.2015 endgÃ¼ltig abgelehnt. Der KlÃ¤ger sei
nicht hilfebedÃ¼rftig gewesen. Bewirtungskosten seien mit Ausnahme der
unmittelbaren Kosten im Rahmen der Veranstaltung nicht zu berÃ¼cksichtigen.
FÃ¼r Januar 2015 bis Juni 2015 ergebe sich ein Gesamtergebnis iHv 9974,45 EUR
und ein monatliches Durchschnittsergebnis iHv 1662,41 EUR. Da im zweiten
Halbjahr voraussichtlich geringere Einnahmen erreicht wÃ¼rden und LiquiditÃ¤t in
der Gesellschaft verbleiben mÃ¼sse, sei ein Betrag von 1200 EUR anzurechnen,
weshalb nicht mehr von HilfebedÃ¼rftigkeit auszugehen sei. Mit separatem
Erstattungsbescheid ebenfalls vom 27.12.2016 hat der Beklagte die dem KlÃ¤ger
fÃ¼r Januar 2015 bis Juni 2015 gezahlten Leistungen iHv insgesamt 2274 EUR (6 x
379 EUR) zurÃ¼ckgefordert.

Der KlÃ¤ger hat am 04.01.2017 Widerspruch gegen den Ablehnungsbescheid vom
27.12.2016 und den Erstattungsbescheid vom 27.12.2016 erhoben. Der Beklagte
hat den Widerspruch mit einheitlichem Widerspruchsbescheid vom 20.02.2017
zurÃ¼ckgewiesen.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 27.12.2016 zu verurteilen,
ihm fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2015 bis zum 30.06.2015 Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem SGB II in gesetzlicher HÃ¶he zu bewilligen.

Der Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Am 06.03.2017 hat der KlÃ¤ger beim Sozialgericht eine eigenstÃ¤ndige Klage
gegen den Ablehnungsbescheid vom 27.12.2016 und den Erstattungsbescheid vom
27.12.2016, jeweils in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.02.2017,
erhoben (S 6 AS 898/17).

Der KlÃ¤ger hat auf Nachfrage durch das Sozialgericht hinsichtlich seiner
Immatrikulation mitgeteilt, er habe lediglich ein Zweitstudium zur Verbesserung
seiner Englischkenntnisse durchgefÃ¼hrt. Auf Anfrage des Sozialgerichts hat die
UniversitÃ¤t C mit Schreiben vom 27.03.2017 mitgeteilt, der KlÃ¤ger sei in seinem
Fachhochschulstudium 13 Semester und anschlieÃ�end bei der UniversitÃ¤t 16
Semester eingeschrieben gewesen und die Immatrikulation des KlÃ¤gers im
Wintersemester 2014 und im Sommersemester 2015 mit dem Abschlussziel
"Bachelor of Arts" in den FÃ¤chern English Studies sowie
Germanistik/Literaturwissenschaften bestÃ¤tigt.

Mit Urteil vom 09.07.2018 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Gegenstand
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der Klage sei nur noch der Ablehnungsbescheid vom 27.12.2016, denn dieser habe
den Bescheid vom 29.12.2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
21.05.2015 gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs. 2 SGB X auf sonstige Weise erledigt und sei
gemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs. 1 SGG Gegenstand des Klageverfahrens geworden. Dem
KlÃ¤ger stÃ¼nden fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum keine Leistungen zu,
denn er sei vom Leistungsausschluss des Â§ 7 Abs. 5 SGB II erfasst. Bei dem
Studiengang "Bachelor of Arts" handele es sich um ein nach dem BAfÃ¶G
fÃ¶rderungsfÃ¤higes Studium. Dass das Studium sowohl als Zweitstudium als auch
wegen der Ã�berschreitung der Altersgrenze durch den KlÃ¤ger nicht konkret
fÃ¶rderungsfÃ¤hig gewesen sei, sei unerheblich. ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r
die endgÃ¼ltige Festsetzung sei Â§ 41 a Abs. 3 Satz 1 SGB II. Die Rechtsfolgen der
zum 01.08.2016 eingefÃ¼hrten Vorschrift des Â§ 41 a Abs. 5 SGB II, wonach ohne
abschlieÃ�ende Entscheidung innerhalb eines Jahres nach Ablauf des
Bewilligungszeitraums vorlÃ¤ufig bewilligte Entscheidungen als endgÃ¼ltig
festgesetzt gelten, seien zum Zeitpunkt des Erlasses der endgÃ¼ltigen Festsetzung
vom 27.12.2016 noch nicht eingetreten. Da der hier streitgegenstÃ¤ndliche
Leistungszeitraum vor dem 01.08.2016 beendet gewesen sei, habe aufgrund der
Ã�bergangsvorschrift des Â§ 80 Abs. 2 Nr. 1 SGB II die Jahresfrist des Â§ 41 a Abs. 5
Satz 1 SGB II erst zu diesem Zeitpunkt zu laufen begonnen. Auf Vertrauensschutz
kÃ¶nne der KlÃ¤ger sich nicht berufen. Der separat ergangene Erstattungsbescheid
vom 27.12.2016 sei nicht Gegenstand des Verfahrens geworden, weil er die
vorlÃ¤ufige Bewilligung nicht abÃ¤ndere oder ersetze. Dies sei nur der Fall, wenn
endgÃ¼ltige Festsetzung und Erstattung in einem Bescheid geregelt seien.

Der KlÃ¤ger hat am 30.07.2018 Berufung eingelegt. Â§ 41 a SGB II habe keine
Geltung fÃ¼r vor dem 01.08.2016 abgeschlossene BewilligungszeitrÃ¤ume.
HierfÃ¼r bleibe Â§ 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB II iVm Â§ 328 Abs. 1 Satz 1 SGB III
einschlÃ¤gig. Dem Bescheid vom 29.12.2014 sei zu entnehmen, dass ihm die
Leistungen dem Grunde nach zustÃ¼nden. Die VorlÃ¤ufigkeit beziehe sich nur auf
die HÃ¶he. Die Ablehnung der Leistung aufgrund des Studiums sei an Â§ 45 SGB X
zu messen. Sein Vertrauen sei schutzwÃ¼rdig iSd Â§ 45 Abs. 2 SGB X, denn er habe
das Studium wahrheitsgemÃ¤Ã� angegeben und die bewilligten Leistungen
verbraucht. Er sei im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum hilfebedÃ¼rftig gewesen.
Die immer noch vorlÃ¤ufige Gewinn- und Verlustrechnung fÃ¼r 2015 weise einen
Gewinn von 5668,77 EUR, umgerechnet auf den Monat 472,39 EUR, aus. Der
endgÃ¼ltige Abschluss fÃ¼r 2015 liege immer noch nicht vor. Das von ihm
beauftragte SteuerbÃ¼ro habe nach dem Abschluss des
GeschÃ¤ftsbesorgungsvertrages die Herausgabe der betriebswirtschaftlichen
Auswertung verweigert. Nach Verurteilung des BÃ¼ros zur Herausgabe lÃ¤gen die
Unterlagen seit November 2018 abholbereit beim Gerichtsvollzieher. Er verfÃ¼ge
nach der Aufgabe der GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit zum 31.12.2016 nicht Ã¼ber Mittel, den
Jahresabschluss erstellen zu lassen. Die Bewirtungskosten seien erforderlich
gewesen, weil er kein BÃ¼ro habe. Auch die BerÃ¼cksichtigung der Telefon- und
Handykosten nur zur HÃ¤lfte sei nicht sachgerecht, weil nahezu alle Telefonate
dienstlich veranlasst gewesen seien.

Mit Gerichtsbescheid vom 16.11.2018 hat das Sozialgericht die Klage S 6 AS 898/17
abgewiesen. Es hat die Klage nur als Klage gegen den Erstattungsbescheid vom
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27.12.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.02.2016, nicht
jedoch gegen den zuvor ergangenen Ablehnungsbescheid aufgefasst. Die Klage sei
zulÃ¤ssig, weil der Erstattungsbescheid nicht gemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs. 1 SGG
Gegenstand der Berufung gegen das Urteil vom 09.07.2018 geworden sei. Inhaltlich
bestÃ¼nden an dem Erstattungsbescheid jedoch keine Bedenken. Der KlÃ¤ger hat
gegen diesen Gerichtsbescheid am 19.12.2018 Berufung eingelegt (L 7 AS
2122/18), die er am 14.11.2019 zurÃ¼ckgenommen hat.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln vom 09.07.2018 zu Ã¤ndern und den Beklagten
unter Ã�nderung des Ablehnungsbescheides vom 27.12.2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20.02.2017 zu verurteilen, ihm fÃ¼r die Zeit vom
01.01.2015 bis zum 30.06.2015 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften zu bewilligen sowie den
Erstattungsbescheid vom 27.12.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 20.02.2017 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Beklagte nimmt Bezug auf sein Vorbringen im Verwaltungsverfahren.

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und die beigezogenen Verwaltungsakten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens sind der Ablehnungsbescheid des Beklagten vom
27.12.2016, in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.02.2017, der die
ursprÃ¼ngliche vorlÃ¤ufige Bewilligung iSd Â§ 39 Abs. 2 SGB X auf sonstige Weise
erledigt hat, und ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2015 bis zum 30.06.2015. Weiterer
Gegenstand des Verfahrens ist der Erstattungsbescheid vom 27.12.2016 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.02.2017. Beide Bescheide sind
gemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs. 1 SGG Gegenstand des ursprÃ¼nglich gegen die vorlÃ¤ufige
Bewilligung gerichteten Klageverfahrens geworden. Dies gilt anders als vom
Sozialgericht angenommen auch fÃ¼r den Erstattungsbescheid (zur Anwendung
von Â§ 96 SGG auf Erstattungsbescheide BSG Urteil vom 28.08.2018 â�� B 8 SO
31/16 R). Obwohl der Beklagte die Ablehnung und die Erstattung am 27.12.2016 in
zwei getrennten Bescheiden geregelt hat, stellen diese aufgrund des engen
sachlichen und zeitlichen Zusammenhangs eine rechtliche Einheit dar.
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Mit seiner Klage gegen den Ablehnungsbescheid vom 27.12.2016 begehrt der
KlÃ¤ger die Verurteilung des Beklagten zur Bewilligung von Leistungen fÃ¼r die
Zeit vom 01.01.2015 bis zum 30.06.2015, die gemÃ¤Ã� seinem Antrag in der
erstinstanzlichen Klageschrift die ihm vorlÃ¤ufig bewilligten und ausgezahlten
Leistungen um insgesamt 3120 EUR Ã¼bersteigen sollen. Statthafte Klageart ist,
soweit der KlÃ¤ger Leistungen bis zur HÃ¶he der vorlÃ¤ufig bewilligten Leistungen
begehrt, die kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage iSd Â§ 54 Abs. 1
Satz 1 2. Alt. SGG, darÃ¼berhinausgehend die kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage iSd Â§ 54 Abs. 4 SGG (vgl. hierzu BSG Urteil vom 12.09.2018 â�� B 4
AS 39/17 R). Hinsichtlich der vom KlÃ¤ger begehrten Aufhebung der
Erstattungsentscheidung ist eine Anfechtungsklage iSd Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 1. Alt.
SGG statthaft.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu
Recht abgewiesen. Die Ablehnung des Leistungsantrags des KlÃ¤gers fÃ¼r die Zeit
vom 01.01.2015 bis zum 30.06.2015 durch den Bescheid vom 27.12.2016 ist
rechtmÃ¤Ã�ig.

ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die endgÃ¼ltige Festsetzung nach der vorlÃ¤ufigen
Bewilligung vom 29.12.2014 sind Â§Â§ 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB II, 328 Abs. 2 SGB III. Die
zum 01.08.2016 in Kraft getretene Neuregelung des Â§ 41 a Abs. 3 Satz 1 SGB II ist
nicht anwendbar. Die Ã�bergangsvorschrift des Â§ 80 Abs. 2 Nr. 2 SGB II ordnet die
uneingeschrÃ¤nkte Anwendbarkeit von Â§ 41 a SGB II nur fÃ¼r
BewilligungszeitrÃ¤ume an, die vor dem 01.08.2016 noch nicht beendet waren.
FÃ¼r vor dem 01.08.2016 beendete BewilligungszeitrÃ¤ume beschrÃ¤nkt Â§ 80
Abs. 2 Nr. 1 SGB II die Anwendbarkeit der Neuregelung auf Â§ 41 a Abs. 5 Satz 1
SGB II (Fiktion einer endgÃ¼ltigen Festsetzung nach Jahresfrist mit der MaÃ�gabe,
dass die Jahresfrist mit dem 01.08.2016 beginnt; vgl. hierzu auch BSG Urteil vom
12.09.2018 â�� B 4 AS 39/17 R).

Die Vertrauensschutz einrÃ¤umende Bestimmung der Â§Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II,
45 SGB X ist nicht anwendbar (BSG Urteil vom 11.07.2019 â�� B 14 AS 44/18 R; zu 
Â§ 42 SGB I BSG Urteile vom 01.07.2020 â�� B 11 AL 19/09 R und vom 26.06.2007
â�� B 2 U 5/06 R; Urteile des Senats vom 04.06.2020 â�� L 7 AS 59/18 und vom
24.09.2015 â�� L 7 AS 1880/12).

Nach dem Wortlaut und dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung der Â§Â§
328 SGB III, 41a SGB II ist es bei einer vorlÃ¤ufigen Bewilligung der BehÃ¶rde nicht
verwehrt, die endgÃ¼ltige Leistung aus einem Grund niedriger festzusetzen oder
abzulehnen, der mit der VorlÃ¤ufigkeit nichts zu tun hat. Die vorlÃ¤ufige
Leistungsbewilligung soll ausschlieÃ�lich im Interesse des Betroffenen eine schnelle
Sicherung der Lebensgrundlage ermÃ¶glichen und entfaltet damit keinerlei
Bindungswirkung Ã¼ber die vorlÃ¤ufige Bewilligung hinaus. VorlÃ¤ufige
Bewilligungen zielen (in erster Linie im Interesse des Betroffenen) ausschlieÃ�lich
auf eine ZwischenlÃ¶sung und sind demgemÃ¤Ã� auf die Ersetzung durch eine
endgÃ¼ltige Entscheidung nach Wegfall der VorlÃ¤ufigkeitsvoraussetzungen
angelegt. VorlÃ¤ufig bewilligte Leistungen sind als aliud gegenÃ¼ber endgÃ¼ltigen
Leistungen anzusehen (BSG Urteil vom 29.04.2015 â�� B 14 AS 31/14 R und vom
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15.08.2002 â�� B 7 AL 24/01 R; LSG Sachsen Urteil vom 18.02.2010 â�� L 3 AL
28/09; Kemper in Eicher/Luik, SGB II, Â§ 41a Rn. 4). Die Regelung des Â§ 328 Abs. 1
Satz 2 SGB III bzw. des Â§ 41a Abs. 2 Satz 1 SGB II, wonach Umfang und Grund der
VorlÃ¤ufigkeit anzugeben sind, Ã¤ndert hieran nichts (LSG Niedersachsen-Bremen
Urteil vom 19.03.2014 â�� L 13 AS 325/11). Eine Bindungswirkung ist allenfalls
mÃ¶glich, wenn einzelne fÃ¼r die Endentscheidung maÃ�gebliche Feststellungen
bereits im Rahmen der vorlÃ¤ufigen Entscheidung abschlieÃ�end getroffen worden
sind. Die Ersetzungsbefugnis nach Â§ 41a SGB II besteht dann nur im Rahmen des
VorlÃ¤ufigkeitsvorbehalts (Urteile des Senats vom 04.06.2020 â�� L 7 AS 59/18 und
vom 24.09.2015 â�� L 7 AS 1880/12).

Der Bescheid vom 29.12.2014 ist insgesamt vorlÃ¤ufig und auch nicht im Hinblick
auf einzelne Elemente â�� insbesondere eine Berechtigung des KlÃ¤gers zum
Leistungsbezug dem Grunde nach â�� endgÃ¼ltig und entfaltet insoweit keine
partielle Bindungswirkung. Der Bescheid enthÃ¤lt keinen Ã¼ber die vorlÃ¤ufige
Leistungserbringung hinausgehenden VerfÃ¼gungssatz. Die vom KlÃ¤ger
angenommene BeschrÃ¤nkung der VorlÃ¤ufigkeit auf die HÃ¶he des Anspruchs bei
endgÃ¼ltiger Entscheidung Ã¼ber den Anspruch dem Grunde liegt nicht vor. Eine
isolierte Anerkennung einzelner Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts oder eine isolierte Entscheidung Ã¼ber das
Nichtbestehen von LeistungsausschlussgrÃ¼nden, die im SGB II nicht vorgesehen
ist, ist auch dem hier maÃ�geblichen vorlÃ¤ufigen Bewilligungsbescheid nicht zu
entnehmen. Der vorlÃ¤ufige Bescheid enthÃ¤lt keine endgÃ¼ltige Aussage Ã¼ber
einen Leistungsanspruch des KlÃ¤gers dem Grunde nach. Denn bei der ebenfalls als
Grund fÃ¼r die VorlÃ¤ufigkeit angegebenen unklaren HilfebedÃ¼rftigkeit des
KlÃ¤gers iSd Â§Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 9 Abs. 1 SGB II handelt es sich um eine
Anspruchsvoraussetzung, die nicht nur die HÃ¶he, sondern auch den Grund des
Anspruchs betrifft. Ob dem KlÃ¤ger nach endgÃ¼ltiger Berechnung Ã¼berhaupt
Leistungen verbleiben wÃ¼rden, war in Anbetracht des nicht unerheblichen
Umfangs des Gewerbes des KlÃ¤gers aus Sicht beider Beteiligter offen. Der
Bescheid weist ausdrÃ¼cklich auf die Erforderlichkeit einer Neuberechnung und auf
die MÃ¶glichkeit einer RÃ¼ckerstattung der bewilligten Leistungen (ggf. auch
insgesamt) hin. Dem Bescheid ist auch keine abschlieÃ�ende Aussage zu
entnehmen, der KlÃ¤ger erfÃ¼lle die weiteren Leistungsvoraussetzungen des Â§ 7
SGB II oder sei nicht von einem Leistungsausschluss erfasst. Zwar hat der KlÃ¤ger
in seinem Antrag fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum die Frage, ob er
Student sei, bejaht. Es spricht jedoch nichts dafÃ¼r, dass der Leistungsausschluss
zwischen den Beteiligten dergestalt diskutiert wurde, dass der Bescheid vom
29.12.2014 aus Sicht des KlÃ¤gers eine Reaktion auf diese Angabe war.

Die Ablehnung der Leistungen ist materiell rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hatte in der
Zeit vom 01.01.2015 bis zum 30.06.2015 keinen Anspruch auf Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts, denn er war gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 5 SGB II in der
vom 01.04.2012 bis zum 31.07.2016 gÃ¼ltigen Fassung vom 20.12.2011 vom
Leistungsbezug ausgeschlossen. Hiernach hatten Auszubildende, deren Ausbildung
im Rahmen des BAfÃ¶G oder der Â§Â§ 51, 57 und 58 SGB III dem Grunde nach
fÃ¶rderungsfÃ¤hig war, Ã¼ber die Leistungen nach Â§ 27 SGB II hinaus keinen
Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Bei den vom KlÃ¤ger
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im Wintersemester 2014 und Sommersemester 2015 belegten StudiengÃ¤ngen
Germanistik/Literaturwissenschaft und English Studies mit dem Abschlussziel
"Bachelor of Arts" handelte es sich um nach dem BAfÃ¶G fÃ¶rderungsfÃ¤hige
StudiengÃ¤nge (vgl. zur FÃ¶rderungsfÃ¤higkeit von StudiengÃ¤ngen mit dem
Abschluss "Bachelor of Arts" LSG Berlin-Brandenburg Urteil vom 29.08.2017 â�� L
14 AL 35/16). Leistungen nach Â§ 27 SGB II in der vom 01.04.2012 bis zum
31.07.2016 gÃ¼ltigen Fassung vom 20.12.2011 â�� hier in Gestalt eines allein in
Betracht kommenden Zuschusses zu den angemessenen Aufwendungen fÃ¼r
Unterkunft und Heizung â�� scheiden aus, denn der KlÃ¤ger erhielt keine
Leistungen nach dem BAfÃ¶G und war von diesen nicht nur wegen der Vorschriften
zur BerÃ¼cksichtigung von Einkommen oder VermÃ¶gen ausgeschlossen.
Unerheblich ist, ob es sich bei einem Studium um ein Zweitstudium handelt (BSG
Urteil vom 01.07.2009 â�� B 4 AS 67/08 R).

Die Erstattungsentscheidung ist auf der Grundlage der Â§Â§ 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB II,
328 Abs. 3 SGB III rechtmÃ¤Ã�ig. Danach sind aufgrund der vorlÃ¤ufigen
Entscheidung erbrachte Leistungen auf die zustehende Leistung anzurechnen.
Soweit mit der abschlieÃ�enden Entscheidung ein Leistungsanspruch nicht oder nur
in geringerer HÃ¶he zuerkannt wird, sind auf Grund der vorlÃ¤ufigen Entscheidung
erbrachte Leistungen zu erstatten.

Der KlÃ¤ger hat die MÃ¶glichkeit, etwaigen Unbilligkeiten der RÃ¼ckforderung, die
sich aus der bei Anwendung der Â§Â§ 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB II, 328 SGB III
unterbleibenden PrÃ¼fung von Vertrauensschutz ergeben kÃ¶nnen, mit einem
Erlassantrag beim Beklagten iSd Â§ 44 SGB II zu begegnen (vgl. hierzu BSG Urteile
vom 25.04.2018 â�� B 4 AS 29/17 R und B 4 AS 15/17 R, Senatsurteile vom
04.06.2020 â�� L 7 AS 59/18 und vom 09.01.2020 â�� L 7 AS 498/19).

Die Kostenentscheidung folgt aus 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision iSd Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 09.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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